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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung des KommAustria-Gesetzes 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Regulierungsbehörde Regulierungsbehörde 

Aufgaben und Ziele der KommAustria Aufgaben und Ziele der KommAustria 

§ 2. (1) Die Verwaltungsführung und Besorgung der Regulierungsaufgaben 
im Sinne des § 1 Abs. 1 umfasst die der KommAustria durch gesonderte 
bundesgesetzliche Vorschriften zugewiesenen Aufgaben, insbesondere: 

§ 2. (1) Die Verwaltungsführung und Besorgung der Regulierungsaufgaben 
im Sinne des § 1 Abs. 1 umfasst die der KommAustria durch gesonderte 
bundesgesetzliche Vorschriften zugewiesenen Aufgaben, insbesondere: 

 1. bis 14. …  1. bis 14. … 

 15. Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Kommunikationsplattformen-
Gesetz (KoPl-G), BGBl. I Nr. 151/2020, 

 15. Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Koordinator-für-digitale-
Dienste-Gesetz – KDD-G, BGBl. I Nr. xxx/2023, 

 16.  …  16.  … 

(2) … (2) … 

Zuständigkeit Zuständigkeit 

§ 13. (1) bis (3) …  § 13. (1) bis (3) … 

(4) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Einzelmitglieder zu 
erledigen: 

(4) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Einzelmitglieder zu 
erledigen: 

 1. bei elektronischen Audiomedien und elektronischen audiovisuelle 
Medien: 

 1. bei elektronischen Audiomedien und elektronischen audiovisuelle 
Medien: 

 a) bis m) …  a) bis m) … 

 n) Aufgaben der Aufsichtsbehörde nach dem KoPl-G;  n) Aufgaben des Koordinators für digitale Dienste nach der Verordnung 
(EU) Nr. 2022/2065 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und 
zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale 
Dienste), ABl. Nr. L 277 vom 27. Oktober 2022 S. 1, in der Fassung 
der Berichtigung ABl. Nr. L 310 vom 1. Dezember 2022 S. 17, (im 
Folgenden: DSA-Verordnung) ergebenden Verpflichtungen und nach 
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dem KDD-G; 

 o) bis p) …  o) bis p) … 

 2. ...  2. ... 

(5) bis (6) … (5) bis (6) … 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH 

Aufgaben der RTR-GmbH Aufgaben der RTR-GmbH 

§ 17. (1) bis (6) … § 17. (1) bis (6) … 

(6a) Die RTR-GmbH hat ferner unter der Verantwortung des 
Geschäftsführers für den Fachbereich Medien folgende Aufgaben eigenständig 
wahrzunehmen: 

(6a) Die RTR-GmbH hat ferner unter der Verantwortung des 
Geschäftsführers für den Fachbereich Medien folgende Aufgaben eigenständig 
wahrzunehmen: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Beschwerdestelle nach dem KoPl-G;  

 5. Beschwerdestelle nach § 89b des Urheberrechtsgesetzes.  4. Beschwerdestelle nach § 89b des Urheberrechtsgesetzes. 

(7) … (7) … 

Transparenz und Berichterstattung Transparenz und Berichterstattung 

§ 19. (1) Entscheidungen der KommAustria und der RTR-GmbH sind unter 
Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Bestimmungen in geeigneter Weise zu 
veröffentlichen. 

§ 19. (1) Entscheidungen der KommAustria und der RTR-GmbH sind unter 
Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Bestimmungen und gesetzlicher 
Offenlegungspflichten in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 

(2) …  (2) …  

(3) Der Bericht hat jeweils einen Abschnitt zu enthalten:  (3) Der Bericht hat jeweils einen Abschnitt zu enthalten: 

 1 bis 5 …  1 bis 5 … 

 5a. über die Tätigkeit als 5a. über die Tätigkeit als 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

 d) Beschwerdestelle nach dem KoPl-G;  

 e) Beschwerdestelle nach § 89b des Urheberrechtsgesetzes;  d) Beschwerdestelle nach § 89b des Urheberrechtsgesetzes; 

 6. und 7. …  6. und 7. … 

(4) … (4) … 
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4. Abschnitt 4. Abschnitt 

Finanzierung der Tätigkeiten Finanzierung der Tätigkeiten 

Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel für den Fachbereich 
Telekommunikation und Post, Telekommunikationsbranche 

Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel für den Fachbereich 
Telekommunikation und Post, Telekommunikationsbranche 

§ 34. (1) Zur Finanzierung des in Erfüllung der Aufgaben nach § 17 Abs. 2 
und 4 sowie Abs. 7 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH betreffend die 
Telekommunikationsbranche dienen einerseits Finanzierungsbeiträge und 
andererseits Mittel aus dem Bundeshaushalt. Der Zuschuss aus dem 
Bundeshaushalt in Höhe von jährlich 2 Millionen Euro ist der RTR-GmbH in 
zwei gleich hohen Teilbeträgen per 30. Jänner und 30. Juni zu überweisen. Über 
die Verwendung dieser Mittel ist von der RTR-GmbH jährlich bis 30. April des 
Folgejahres dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zu 
berichten und ein Rechnungsabschluss vorzulegen. Die Gesamtsumme des durch 
Finanzierungsbeiträge zu leistenden übrigen Aufwandes der RTR-GmbH darf 
jährlich höchstens 6 Millionen Euro betragen. Die genannten Beträge vermindern 
oder erhöhen sich ab dem Jahr 2007 in jenem Maße, in dem sich der von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2005 oder 
der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres verändert hat. 

§ 34. (1) Zur Finanzierung des in Erfüllung der Aufgaben nach § 17 Abs. 2 
und 4 sowie Abs. 7 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH betreffend die 
Telekommunikationsbranche dienen einerseits Mittel aus dem Bundeshaushalt 
und andererseits Finanzierungsbeiträge. Der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt 
beträgt jährlich 5,5 Millionen Euro. Dieser Zuschuss ist der RTR-GmbH in zwei 
gleich hohen Teilbeträgen per 30. Jänner und 30. Juni zu überweisen. Über die 
Verwendung der Mittel aus dem Bundeshaushalt ist von der RTR-GmbH jährlich 
bis 30. April des Folgejahres dem Bundesminister für Finanzen zu berichten und 
ein Rechnungsabschluss vorzulegen. Übersteigt der Gesamtaufwand der RTR-
GmbH 11 Millionen Euro, erhöht sich der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt auf 
höchstens 6,5 Millionen Euro. Der 11 Millionen Euro übersteigende Aufwand ist 
jeweils zur Hälfte aus dem Zuschuss aus dem Bundeshaushalt und den 
Finanzierungsbeiträgen zu leisten. Auch die Gesamtsumme des durch 
Finanzierungsbeiträge zu leistenden übrigen Aufwandes der RTR-GmbH darf 
jährlich höchstens 6,5 Millionen Euro betragen. Die genannten Beträge 
vermindern oder erhöhen sich ab dem Jahr 2025 in jenem Maße, in dem sich der 
von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2020 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres 
verändert hat. 

(1a) Zusätzlich zum Zuschuss aus dem Bundeshaushalt gemäß Abs. 1 ist der 
RTR-GmbH ab dem Jahr 2016 ein weiterer Zuschuss aus dem Bundeshaushalt in 
Höhe von 142 135 Euro in zwei gleich hohen Teilbeträgen per 30. Jänner und 
30. Juni zu überweisen. Der genannte Betrag vermindert oder erhöht sich ab dem 
Jahr 2017 in jenem Maße, in dem sich der von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2010 oder der an seine Stelle 
tretende Index des Vorjahres verändert hat. Abs. 1 dritter Satz ist anzuwenden. 

 

(2) Die Finanzierungsbeiträge sind von der Telekommunikationsbranche zu 
leisten. Die Branche Telekommunikation umfasst jene Bereitsteller, die nach § 15 
TKG 2003 zur Anzeige verpflichtet sind, soweit es sich nicht um die 

(2) Die Finanzierungsbeiträge nach Abs. 1 sind von der 
Telekommunikationsbranche zu leisten. Die Telekommunikationsbranche umfasst 
Unternehmen,  
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Bereitstellung von Kommunikationsnetzen und -diensten zur Verbreitung von 
Rundfunk und Rundfunkzusatzdiensten handelt (Beitragspflichtige) 

  1. die als Bereitsteller oder Anbieter gemäß § 6 TKG 2021 zur Anzeige 
verpflichtet sind, soweit es sich nicht um die Nutzung eines 
Kommunikationsnetzes, einer zugehörigen Einrichtung oder die 
Inanspruchnahme eines Kommunikationsdienstes zur Verbreitung von 
elektronischen Audiomedien und elektronischen audiovisuellen Medien 
im Sinne des § 1 Abs. 1, einschließlich Rundfunk im Sinne des BVG-
Rundfunk oder von Zusatzdiensten im Sinne von § 2 Z 44 des 
Audiovisuelle Mediendienste-Gesetzes handelt (Allgemeingenehmigung), 
oder 

  2. denen durch die Regulierungsbehörde Frequenznutzungsrechte erteilt 
oder 

  3. denen durch die Regulierungsbehörde Nutzungsrechte für 
Nummerierungsressourcen erteilt oder  

  4. denen durch die Regulierungsbehörde Verpflichtungen gemäß Art. 13 
Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2018/1972 auferlegt wurden 
(Beitragspflichtige). 

 (2a) Finanzierungsbeiträge nach Abs. 1 dürfen nur zur Deckung des 
Aufwandes für die Verwaltung, Kontrolle und Durchsetzung der 
Allgemeingenehmigung, der Nutzungsrechte gemäß Abs. 2 Z 2 und 3 oder der in 
Abs. 2 Z 4 genannten Verpflichtungen verwendet werden. Dabei dürfen jeweils 
Kosten für internationale Zusammenarbeit, Harmonisierung und Normung, 
Marktanalyse, Überwachung der Einhaltung und andere 
Marktkontrollmechanismen sowie für Regulierungstätigkeiten zur Ausarbeitung 
und Durchsetzung des vom Unionsrecht abgeleiteten Rechts und für 
Verfahrensführungen auf die in Abs. 2 genannten Beitragspflichtigen überwälzt 
werden. 

(3) Die Finanzierungsbeiträge sind im Verhältnis des jeweiligen Umsatzes 
des Beitragspflichtigen zum branchenspezifischen Gesamtumsatz zu bemessen 
und einzuheben, wobei alle im Inland aus der Erbringung von 
Telekommunikationsdiensten erzielten Umsätze für die Berechnung 
heranzuziehen sind. 

(3) Die Finanzierungsbeiträge sind im Verhältnis des jeweiligen Umsatzes 
des Beitragspflichtigen zum branchenspezifischen Gesamtumsatz zu bemessen 
und einzuheben, wobei alle im Inland erzielten Umsätze aus Tätigkeiten, die im 
Zusammenhang mit den in Abs. 2 genannten Berechtigungen bzw. 
Verpflichtungen stehen, für die Berechnung heranzuziehen sind. 

(4) Die Einnahmen gemäß Abs. 1 fließen der RTR-GmbH zu. Die Summe 
der Einnahmen aus den eingehobenen Finanzierungsbeiträgen hat möglichst der 

(4) Die Einnahmen gemäß Abs. 1 fließen der RTR-GmbH zu. Die Summe 
der Einnahmen aus den eingehobenen Finanzierungsbeiträgen hat möglichst der 
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Höhe des Finanzierungsaufwandes für die Aufgaben der RTR-GmbH abzüglich 
des Zuschusses aus dem Bundeshaushalt zu entsprechen. Allfällige Überschüsse 
oder Fehlbeträge des Vorjahres sind bei der Festlegung der Finanzierungsbeiträge 
im darauf folgenden Jahr zu berücksichtigen. Bei der Verwendung der 
Einnahmen sind die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit einzuhalten. Die RTR-GmbH hat jeweils bis zum 10. Dezember 
ein Budget mit den Planwerten für das kommende Jahr zu erstellen und auf ihrer 
Website zu veröffentlichen. Den Beitragspflichtigen ist Gelegenheit einzuräumen, 
zu diesem Budget Stellung zu nehmen. 

Höhe des Finanzierungsaufwandes für die Aufgaben der RTR-GmbH abzüglich 
des Zuschusses aus dem Bundeshaushalt zu entsprechen. Allfällige Überschüsse 
oder Fehlbeträge des Vorjahres sind bei der Festlegung der Finanzierungsbeiträge 
im darauf folgenden Jahr zu berücksichtigen; dies gilt für den Zuschuss des 
Bundes gleichermaßen. Bei der Verwendung der Einnahmen sind die Grundsätze 
der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit einzuhalten. Die RTR-
GmbH hat jeweils bis zum 10. Dezember ein Budget mit den Planwerten für das 
kommende Jahr zu erstellen und auf ihrer Website zu veröffentlichen. Den 
Beitragspflichtigen ist Gelegenheit einzuräumen, zu diesem Budget Stellung zu 
nehmen. 

(5) ... (5) ... 

(6) Unterschreitet der voraussichtliche Finanzierungsbeitrag eines 
Beitragspflichtigen den Betrag von 300 Euro, ist von diesem Beitragspflichtigen 
kein Finanzierungsbeitrag einzuheben und werden dessen Umsätze nicht bei der 
Berechnung des branchenspezifischen Gesamtumsatzes berücksichtigt. Dieser 
Betrag vermindert und erhöht sich ab dem Jahr 2012 in jenem Maße, in dem sich 
der von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte Verbraucherpreisindex 
2005 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres verändert hat. 

(6) Unterschreitet der voraussichtliche Finanzierungsbeitrag eines 
Beitragspflichtigen den Betrag von 400 Euro, ist von diesem Beitragspflichtigen 
kein Finanzierungsbeitrag einzuheben und werden dessen Umsätze nicht bei der 
Berechnung des branchenspezifischen Gesamtumsatzes berücksichtigt. Dieser 
Betrag vermindert und erhöht sich ab dem Jahr 2025 in jenem Maße, in dem sich 
der von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte Verbraucherpreisindex 
2020 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres verändert hat. 

(7) bis (14) ... (7) bis (14) ... 

(15) Die RTR-GmbH hat den gesamten Aktivitätsaufwand samt 
Nebenkosten der Telekom-Control-Kommission zu tragen. Diese Kosten sind bei 
Festlegung der Finanzierungsbeiträge für die Telekommunikationsbranche zu 
berücksichtigen. 

(15) Die RTR-GmbH hat den gesamten Aktivitätsaufwand samt 
Nebenkosten der Telekom-Control-Kommission zu tragen. 

Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel für den Fachbereich Medien Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel für den Fachbereich Medien 

§ 35. (1) Zur Finanzierung des in Erfüllung der Aufgaben nach § 2 Abs. 1 
Z 1 und 2, Z 4 bis 11, Z 13 und Abs. 2 und § 13 Abs. 4 Z 1 lit. d sowie des gemäß 
§ 39a entstehenden Aufwandes der KommAustria (Abs. 14) sowie des in 
Erfüllung der Aufgaben nach § 17 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 6a Z 1 und 2 
und Abs. 7 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH im Fachbereich Medien 
dienen einerseits Finanzierungsbeiträge und andererseits Mittel aus dem 
Bundeshaushalt. Der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt in Höhe von 
2 250 000 Euro jährlich ist der RTR-GmbH in zwei gleich hohen Teilbeträgen per 
30. Jänner und 30. Juni zu überweisen und ist aus Einnahmen aus den Gebühren 
gemäß § 3 Abs. 1 RGG aufzubringen. Über die Verwendung dieser Mittel ist von 
der KommAustria und der RTR-GmbH jährlich bis 30. April des Folgejahres dem 

§ 35. (1) Zur Finanzierung des in Erfüllung der Aufgaben nach § 2 Abs. 1 
Z 1 und 2, Z 4 bis 11, Z 13 und Abs. 2 und § 13 Abs. 4 Z 1 lit. d sowie des gemäß 
§ 39a entstehenden Aufwandes der KommAustria (Abs. 14) sowie des in 
Erfüllung der Aufgaben nach § 17 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 6a Z 1 und 2 
und Abs. 7 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH im Fachbereich Medien 
dienen einerseits Finanzierungsbeiträge und andererseits Mittel aus dem 
Bundeshaushalt. Der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt in Höhe von 
3 450 000 Euro jährlich ist der RTR-GmbH in zwei gleich hohen Teilbeträgen per 
30. Jänner und 30. Juni zu überweisen und ist aus Einnahmen aus den Gebühren 
gemäß § 3 Abs. 1 RGG aufzubringen. Über die Verwendung dieser Mittel ist von 
der KommAustria und der RTR-GmbH jährlich bis 30. April des Folgejahres dem 
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Bundeskanzler zu berichten und ein Rechnungsabschluss vorzulegen. Die 
Gesamtsumme des durch Finanzierungsbeiträge zu leistenden übrigen Aufwandes 
der RTR-GmbH darf jährlich höchstens 3 500 000 Euro betragen. Die genannten 
Beträge vermindern oder erhöhen sich ab dem Jahr 2022 in jenem Maße, in dem 
sich der von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2020 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres 
verändert hat. 

Bundeskanzler zu berichten und ein Rechnungsabschluss vorzulegen. Die 
Gesamtsumme des durch Finanzierungsbeiträge zu leistenden übrigen Aufwandes 
der RTR-GmbH darf jährlich höchstens 3 450 000 Euro betragen. Die genannten 
Beträge vermindern oder erhöhen sich ab dem Jahr 2025 in jenem Maße, in dem 
sich der von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2020 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres 
verändert hat. 

(1a) bis (1c) … (1a) bis (1c) … 
 

(1d) Zur Finanzierung des in Erfüllung der Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Z 15 
entstehenden Aufwandes der KommAustria und des in Erfüllung der Aufgaben 
nach § 2 Abs. 2 KDD-G entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH stellt der Bund 
im Jahr 2024 einen Betrag von 2 177 000 Euro zur Verfügung. Zur Ermittlung 
der ab dem Jahr 2025 gebührenden Beträge ist die Valorisierungsregel des 
Abs. 1 letzter Satz anzuwenden. Diese Mittel sind der RTR-GmbH in zwei gleich 
hohen Teilbeträgen per 15. März und 30. Juni zu überweisen. Abs. 1 dritter Satz 
ist anzuwenden. 

 
(1e) Zur Verlustabdeckung für den Aufwand für die Jahre 2021 bis 2023 im 

Zusammenhang mit dem Kommunikationsplattformen-Gesetz (KoPl-G), BGBl. I 
Nr. 151/2020, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. yyy/2023, 
stellt der Bund der RTR-GmbH im Jahr 2024 einmalig einen Betrag von 
260 000 Euro zur Verfügung. Dieser Betrag ist der RTR-GmbH per 15. März 
2024 zu überweisen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Unterschreitet der voraussichtliche Finanzierungsbeitrag eines 
Beitragspflichtigen den Betrag von 235 Euro, ist von diesem Beitragspflichtigen 
kein Finanzierungsbeitrag einzuheben und werden dessen Umsätze nicht bei der 
Berechnung des branchenspezifischen Gesamtumsatzes berücksichtigt. Dieser 
Betrag vermindert und erhöht sich ab dem Jahr 2012 in jenem Maße, in dem sich 
der von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2005 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres 
verändert hat. 

(5) Unterschreitet der voraussichtliche Finanzierungsbeitrag eines 
Beitragspflichtigen den Betrag von 300 Euro, ist von diesem Beitragspflichtigen 
kein Finanzierungsbeitrag einzuheben und werden dessen Umsätze nicht bei der 
Berechnung des branchenspezifischen Gesamtumsatzes berücksichtigt. Dieser 
Betrag vermindert und erhöht sich ab dem Jahr 2025 in jenem Maße, in dem sich 
der von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2020 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres 
verändert hat. 

(6) bis (14) ... (6) bis (14) ... 

Beitragspflicht für Video-Sharing-Plattform-Anbieter Beitragspflicht für Video-Sharing-Plattform-Anbieter 

§ 35a. (1) Zur Finanzierung des in Erfüllung der Aufgabe nach § 2 Abs. 1 § 35a. (1) Zur Finanzierung des in Erfüllung der Aufgabe nach § 2 Abs. 1 



  7 von 31 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Z 14 entstehenden Aufwandes einschließlich des damit in Zusammenhang 
stehenden Aufwands gemäß § 39a der KommAustria sowie des in Erfüllung der 
Aufgaben nach § 17 Abs. 6a Z 3 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH im 
Fachbereich Medien dienen im Verhältnis von 2:1 einerseits 
Finanzierungsbeiträge der nach § 54c AMD-G erfassten Plattform-Anbieter und 
andererseits Mittel aus dem Bundeshaushalt. Hierzu sind der RTR-GmbH 
jährlich 0,065 Millionen Euro von den Einnahmen aus den Gebühren nach § 3 
Abs. 1 RGG zusätzlich zum nach § 35 Abs. 1 zu leistenden Beitrag per 31. Jänner 
zu überweisen. § 35 Abs. 1 dritter und letzter Satz ist anzuwenden. 

Z 14 entstehenden Aufwandes einschließlich des damit in Zusammenhang 
stehenden Aufwands gemäß § 39a der KommAustria sowie des in Erfüllung der 
Aufgaben nach § 17 Abs. 6a Z 3 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH im 
Fachbereich Medien wird der RTR-GmbH ab dem Jahr 2024 jährlich per 
31. Jänner ein Betrag in der Höhe von 234 000 Euro aus dem Bundeshaushalt 
überwiesen. § 35 Abs. 1 dritter und letzter Satz ist anzuwenden. 

(2) … (2) … 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 

Verfahrensvorschriften, Schluss- und Übergangsbestimmungen Verfahrensvorschriften, Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Verfahrensvorschriften Verfahrensvorschriften 

§ 39. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der KommAustria nach § 8 
ORF-G, nach den § 6b Abs. 3, §§ 11, 12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d 
Abs. 4 PrR-G, nach den § 6 Abs. 3, §§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a 
Abs. 9 und 10, §§ 26, 27, 27a und 27b AMD-G sowie nach dem TKG 2021 haben 
abweichend von § 13 VwGVG keine aufschiebende Wirkung.  

§ 39. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der KommAustria 

  1. gemäß § 8 ORF-G, 
  2. gemäß § 6b Abs. 3, §§ 11, 12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d 

Abs. 4 PrR-G, 
  3. gemäß § 6 Abs. 3, §§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a Abs. 9 und 

10, §§ 26, 27, 27a und 27b AMD-G, 
  4. gemäß § 2 Abs. 3 Z 2, 4 und 7, § 4 Abs. 3 und gemäß Art. 51 Abs. 2 lit. e 

der DSA-Verordnung in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Z 9 KDD-G, sowie 
  5. gemäß TKG 2021 

Dies gilt auch für Entscheidungen der KommAustria im Rahmen der 
Rechtsaufsicht. Das Bundesverwaltungsgericht kann die aufschiebende Wirkung 
im betreffenden Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn nach Abwägung aller 
berührten Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder mit der Ausübung der 
mit dem Bescheid eingeräumten Berechtigung für den Beschwerdeführer ein 
schwerer und nicht wieder gutzumachender Schaden verbunden wäre. 

haben abweichend von § 13 VwGVG keine aufschiebende Wirkung. Dies gilt 
auch für Entscheidungen der KommAustria im Rahmen der Rechtsaufsicht. Das 
Bundesverwaltungsgericht – oder in Angelegenheiten der Z 4 die KommAustria – 
kann die aufschiebende Wirkung im betreffenden Verfahren auf Antrag 
zuerkennen, wenn nach Abwägung aller berührten Interessen mit dem Vollzug 
des Bescheides oder mit der Ausübung der mit dem Bescheid eingeräumten 
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Berechtigung für den Beschwerdeführer ein schwerer und nicht 
wiedergutzumachender Schaden verbunden wäre. 

  

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 44. (1) bis (34) … § 44. (1) bis (34) … 

 (35) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten in 
Kraft: 

  1. § 19 Abs. 1 und § 34 mit 1. Jänner 2024, 

  2. § 35 Abs. 1, 1d, 1e und 5, § 35a sowie § 46 zweiter Satz mit 2. Jänner 
2024 und 

  3. § 2 Abs. 1 Z 15, § 13 Abs. 4 Z 1 lit. n, § 17 Abs. 6a, § 19 Abs. 3 Z 5a und 
§ 39 Abs. 1 mit 17. Februar 2024. 

 Die für die Aufnahme der Tätigkeit der KommAustria und der RTR-GmbH in den 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2023 hinzutretenden Aufgabenbereichen 
notwendigen organisatorischen und personellen Maßnahmen können bereits vor 
dem Tag des Inkrafttretens getroffen werden. 

Vollziehung Vollziehung 

§ 46. Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes obliegt, soweit sie nicht der 
Bundesregierung oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie obliegt, dem Bundeskanzler. Die Vollziehung der § 21 Abs. 1 erster 
Satz, § 26 Abs. 1 erster Satz, § 29 Abs. 1 erster Satz, § 30 Abs. 1 erster Satz, § 33 
Abs. 1 erster Satz, § 34 Abs. 1 zweiter Satz, § 34a Abs. 1 zweiter Satz und § 35 
Abs. 1 zweiter Satz obliegt dem Bundesminister für Finanzen. 

§ 46. Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes obliegt, soweit sie nicht der 
Bundesregierung oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie obliegt, dem Bundeskanzler. Die Vollziehung der §§ 34 Abs. 1 
zweiter und fünfter Satz sowie 34a Abs. 1 zweiter Satz obliegt dem 
Bundesminister für Finanzen. 

Artikel 3 

Änderung des E-Commerce-Gesetzes 
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1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 3. ... § 3. ... 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
  3a. Vermittlungsdiensteanbieter: Anbieter von Vermittlungsdiensten nach 

Art. 3 lit. g der Verordnung (EU) 2022/2065 über einen Binnenmarkt für 
digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz 
über digitale Dienste), ABl. Nr. L 277 vom 27.10.2022, S. 1 (im 
Folgenden: Verordnung über digitale Dienste). 

 4. bis 8. ...  4. bis 8. ... 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Verantwortlichkeit von Diensteanbietern Ansprüche gegenüber Vermittlungsdiensteanbietern und Maßnahmen 
gegen Hass im Netz 

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Durchleitung 
 

§ 13. (1) Ein Diensteanbieter, der von einem Nutzer eingegebene 
Informationen in einem Kommunikationsnetz übermittelt oder den Zugang zu 
einem Kommunikationsnetz vermittelt, ist für die übermittelten Informationen 
nicht verantwortlich, sofern er 

 

 1. die Übermittlung nicht veranlasst,  

 2. den Empfänger der übermittelten Informationen nicht auswählt und  

 3. die übermittelten Informationen weder auswählt noch verändert.  

(2) Die Übermittlung von Informationen und die Vermittlung des Zugangs 
im Sinn des Abs. 1 umfassen auch die automatische kurzzeitige 
Zwischenspeicherung der übermittelten Informationen, soweit diese 
Zwischenspeicherung nur der Durchführung der Übermittlung im 
Kommunikationsnetz dient und die Information nicht länger gespeichert wird, als 
es für die Übermittlung üblicherweise erforderlich ist. 
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Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Suchmaschinen 
 

§ 14. (1) Ein Diensteanbieter, der Nutzern eine Suchmaschine oder andere 
elektronische Hilfsmittel zur Suche nach fremden Informationen bereitstellt, ist 
für die abgefragten Informationen nicht verantwortlich, sofern er 

 

 1. die Übermittlung der abgefragten Informationen nicht veranlasst,  

 2. den Empfänger der abgefragten Informationen nicht auswählt und  

 3. die abgefragten Informationen weder auswählt noch verändert.  

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Person, von der die abgefragten 
Informationen stammen, dem Diensteanbieter untersteht oder von ihm 
beaufsichtigt wird. 

 

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Zwischenspeicherungen (Caching) 
 

§ 15. Ein Diensteanbieter, der von einem Nutzer eingegebene Informationen 
in einem Kommunikationsnetz übermittelt, ist für eine automatische, zeitlich 
begrenzte Zwischenspeicherung, die nur der effizienteren Gestaltung der auf 
Abruf anderer Nutzer erfolgenden Informationsübermittlung dient, nicht 
verantwortlich, sofern er 

 

 1. die Information nicht verändert,  

 2. die Bedingungen für den Zugang zur Information beachtet,  

 3. die Regeln für die Aktualisierung der Information, die in allgemein 
anerkannten und verwendeten Industriestandards festgelegt sind, 
beachtet, 

 

 4. die zulässige Anwendung von Technologien zur Sammlung von Daten 
über die Nutzung der Information, die in allgemein anerkannten und 
verwendeten Industriestandards festgelegt sind, nicht beeinträchtigt und 

 

 5. unverzüglich eine von ihm gespeicherte Information entfernt oder den 
Zugang zu ihr sperrt, sobald er tatsächliche Kenntnis davon erhalten hat, 
dass die Information am ursprünglichen Ausgangsort der Übertragung 
aus dem Netz entfernt oder der Zugang zu ihr gesperrt wurde oder dass 
ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde die Entfernung oder Sperre 
angeordnet hat. 

 

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Speicherung fremder Inhalte (Hosting) 
 

§ 16. (1) Ein Diensteanbieter, der von einem Nutzer eingegebene 
Informationen speichert, ist für die im Auftrag eines Nutzers gespeicherten 
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Informationen nicht verantwortlich, sofern er 

 1. von einer rechtswidrigen Tätigkeit oder Information keine tatsächliche 
Kenntnis hat und sich in Bezug auf Schadenersatzansprüche auch keiner 
Tatsachen oder Umstände bewusst ist, aus denen eine rechtswidrige 
Tätigkeit oder Information offensichtlich wird, oder, 

 

 2. sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein erhalten hat, 
unverzüglich tätig wird, um die Information zu entfernen oder den 
Zugang zu ihr zu sperren. 

 

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Nutzer dem Diensteanbieter 
untersteht oder von ihm beaufsichtigt wird. 

 

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Links 
 

§ 17. (1) Ein Diensteanbieter, der mittels eines elektronischen Verweises 
einen Zugang zu fremden Informationen eröffnet, ist für diese Informationen nicht 
verantwortlich, 

 

 1. sofern er von einer rechtswidrigen Tätigkeit oder Information keine 
tatsächliche Kenntnis hat und sich in Bezug auf Schadenersatzansprüche 
auch keiner Tatsachen oder Umstände bewusst ist, aus denen eine 
rechtswidrige Tätigkeit oder Information offensichtlich wird, oder, 

 

 2. sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein erlangt hat, 
unverzüglich tätig wird, um den elektronischen Verweis zu entfernen. 

 

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Person, von der die Informationen 
stammen, dem Diensteanbieter untersteht oder von ihm beaufsichtigt wird oder 
der Diensteanbieter die fremden Informationen als seine eigenen darstellt. 

 

Umfang der Pflichten der Diensteanbieter Auskunftsansprüche 

§ 18. (1) Die in den §§ 13 bis 17 genannten Diensteanbieter sind nicht 
verpflichtet, die von ihnen gespeicherten, übermittelten oder zugänglich 
gemachten Informationen allgemein zu überwachen oder von sich aus nach 
Umständen zu forschen, die auf rechtswidrige Tätigkeiten hinweisen. 

§ 13. 

(2) Die in den §§ 13 und 16 genannten Diensteanbieter haben auf Grund der 
Anordnung eines dazu gesetzlich befugten inländischen Gerichtes diesem alle 
Informationen zu übermitteln, an Hand deren die Nutzer ihres Dienstes, mit 
denen sie Vereinbarungen über die Übermittlung oder Speicherung von 
Informationen abgeschlossen haben, zur Verhütung, Ermittlung, Aufklärung oder 
Verfolgung gerichtlich strafbarer Handlungen ermittelt werden können. 

(1) Vermittlungsdiensteanbieter haben auf Grund der Anordnung eines 
inländischen Gerichtes diesem alle Informationen zu übermitteln, an Hand deren 
die Nutzer ihres Dienstes, mit denen sie Vereinbarungen über die Übermittlung 
oder Speicherung von Informationen abgeschlossen haben, zur Verhütung, 
Ermittlung, Aufklärung oder Verfolgung gerichtlich strafbarer Handlungen 
ermittelt werden können. 
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(3) Die in § 16 genannten Diensteanbieter haben auf Grund der Anordnung 
einer Verwaltungsbehörde dieser den Namen und die Adressen der Nutzer ihres 
Dienstes, mit denen sie Vereinbarungen über die Speicherung von Informationen 
abgeschlossen haben, zu übermitteln, sofern die Kenntnis dieser Informationen 
eine wesentliche Voraussetzung der Wahrnehmung der der Behörde übertragenen 
Aufgaben bildet. 

(2) Vermittlungsdiensteanbieter haben auf Grund der Anordnung einer 
inländischen Verwaltungsbehörde dieser den Namen und die Adressen der Nutzer 
ihres Dienstes, mit denen sie Vereinbarungen über die Speicherung von 
Informationen abgeschlossen haben, zu übermitteln, sofern die Kenntnis dieser 
Informationen eine wesentliche Voraussetzung der Wahrnehmung der der 
Behörde übertragenen Aufgaben bildet. 

(4) Die in § 16 genannten Diensteanbieter haben den Namen und die 
Adresse eines Nutzers ihres Dienstes, mit dem sie Vereinbarungen über die 
Speicherung von Informationen abgeschlossen haben, auf Verlangen dritten 
Personen zu übermitteln, sofern diese ein überwiegendes rechtliches Interesse an 
der Feststellung der Identität eines Nutzers und eines bestimmten rechtswidrigen 
Sachverhalts sowie überdies glaubhaft machen, dass die Kenntnis dieser 
Informationen eine wesentliche Voraussetzung für die Rechtsverfolgung bildet. 

(3) Vermittlungsdiensteanbieter haben den Namen und die Adresse eines 
Nutzers ihres Dienstes, mit dem sie Vereinbarungen über die Speicherung von 
Informationen abgeschlossen haben, auf Verlangen dritten Personen zu 
übermitteln, sofern diese ein überwiegendes rechtliches Interesse an der 
Feststellung der Identität eines Nutzers und eines bestimmten rechtswidrigen 
Sachverhalts sowie überdies glaubhaft machen, dass die Kenntnis dieser 
Informationen eine wesentliche Voraussetzung für die Rechtsverfolgung bildet. 

(4a) Der Anspruch nach § 18 Abs. 4 ist vor dem zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit in Handelssachen berufenen Gerichtshof erster Instanz geltend 
zu machen, in dessen Sprengel das schädigende Ereignis eingetreten ist oder 
einzutreten droht; der Gerichtshof entscheidet im Verfahren außer Streitsachen. 

 

(5) Sonstige Auskunfts- und Mitwirkungspflichten der Diensteanbieter 
gegenüber Behörden oder Gerichten bleiben unberührt. 

(5) Sonstige Auskunfts- und Mitwirkungspflichten der 
Vermittlungsdiensteanbieter bleiben unberührt. 

 
Verfahren bei Auskunftsanordnungen 

 
§ 14. Ein Anspruch auf Erteilung der Informationen nach § 13 Abs. 3 

(Auskunftsanordnung) ist vor dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in 
Handelssachen berufenen Gerichtshof erster Instanz geltend zu machen, in 
dessen Sprengel das schädigende Ereignis eingetreten ist oder einzutreten droht; 
der Gerichtshof entscheidet im Verfahren außer Streitsachen. 

 
Informationsmechanismus für Entfernungsanordnungen 

 
§ 15. (1) In einem Verfahren auf Erlassung einer Anordnung zum Vorgehen 

gegen einen oder mehrere bestimmte rechtswidrige Inhalte 
(Entfernungsanordnung) zum Schutz der Würde einzelner Menschen hat das 
Gericht auf Antrag nach Art. 9 der Verordnung über digitale Dienste die 
Entfernungsanordnung unverzüglich nach Erlassung vorerst nur per E-Mail an 
die Kontaktstelle des Vermittlungsdiensteanbieters zu übermitteln. Eine solche 
Übermittlung hat den Mindestanforderungen des Art. 9 Abs. 2 der Verordnung 
über digitale Dienste zu entsprechen und darf keine Verpflichtung zum 
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Kostenersatz enthalten. Das Gericht hat den Antragsteller unverzüglich nach 
Einlangen einer Rückmeldung des Vermittlungsdiensteanbieters, spätestens aber 
nach 14 Tagen ab Übermittlung des E-Mails, zu verständigen, ob und 
gegebenenfalls welche Rückmeldung eingelangt ist. 

 
(2) Ein Antrag nach Abs. 1 ist in einem Verfahren, das sich nur gegen den 

Vermittlungsdiensteanbieter richtet, gleichzeitig mit dem verfahrenseinleitenden 
Antrag oder der Klage zu stellen. In diesem Fall sind die verfahrenseinleitenden 
Schriftstücke und die erlassene Entfernungsanordnung nur dann zuzustellen, 
wenn der Antragsteller eine solche Zustellung innerhalb von 14 Tagen ab der in 
Abs. 1 letzter Satz genannten Verständigung beantragt, widrigenfalls der 
verfahrenseinleitende Antrag oder die Klage als zurückgenommen gilt und die 
Entfernungsanordnung keine weitere Rechtswirkung entfaltet. 

 
(3) Richtet sich das in Abs. 1 genannte Verfahren auf Erlassung einer 

Entfernungsanordnung auch oder nur gegen die Person, die den Inhalt 
bereitgestellt hat, kann ein Antrag nach Abs. 1 nur auf Übermittlung an einen 
nicht verfahrensbeteiligten Vermittlungsdiensteanbieter gerichtet werden. 

 
(4) Die Bundesministerin für Justiz wird ermächtigt, für den Antrag nach 

Abs. 1 ein Formblatt aufzulegen und im Internet auf der Website der Justiz 
abrufbar zu halten. 

 Schadenersatz bei Hass im Netz 

 § 16. Bei einer erheblichen Ehrenbeleidigung einer natürlichen Person in 
einem elektronischen Kommunikationsnetz hat die Person, die den verletzenden 
Inhalt bereitgestellt hat, auch eine Entschädigung für die erlittene persönliche 
Beeinträchtigung zu leisten. Der Anspruch auf Ersatz nach anderen 
Bestimmungen bleibt unberührt. Die Verantwortung für solche Verletzungen in 
einem Medium richtet sich bei Dazwischentreten eines Medieninhabers allein 
nach den Bestimmungen des Mediengesetzes, BGBl. Nr. 314/1981, in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Weitergehende Vorschriften 
 

§ 19. (1) Die §§ 13 bis 18 lassen gesetzliche Vorschriften, nach denen ein 
Gericht oder eine Behörde dem Diensteanbieter die Unterlassung, Beseitigung 
oder Verhinderung einer Rechtsverletzung auftragen kann, unberührt. 

 

(2) Abs. 1 sowie die §§ 13 bis 18 sind auch auf Anbieter anzuwenden, die 
unentgeltlich elektronische Dienste bereitstellen. 
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7. Abschnitt 7. Abschnitt 

Transparenz und Verbindung mit anderen Mitgliedstaaten Verbindungsstelle 

Transparenz 
 

§ 24. (1) Der Bundesminister für Justiz hat die ihm bekannt gewordenen 
wesentlichen gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Entscheidungen im 
Zusammenhang mit Diensten der Informationsgesellschaft der Europäischen 
Kommission bekannt zu geben. 

 

(2) Der Bundesminister für Justiz hat im Internet Informationen über 
 

 1. die vertraglichen Rechte und Pflichten der Nutzer sowie über die bei 
Streitfällen verfügbaren Beschwerde- und Rechtsschutzverfahren 
einschließlich der praktischen Aspekte dieser Verfahren und 

 

 2. die Anschriften von Behörden, Körperschaften öffentlichen Rechts und 
anderer Stellen, bei denen die Nutzer oder Diensteanbieter weitere 
Informationen oder praktische Unterstützung erhalten können, 

 

zu veröffentlichen.  

Verbindungsstelle Verbindungsstelle 

§ 25. (1) Der Bundesminister für Justiz hat als Verbindungsstelle mit den 
zuständigen Stellen anderer Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission 
zusammenzuarbeiten. Er hat den an ihn gelangten Auskunftsbegehren anderer 
Mitgliedstaaten und der Kommission zu entsprechen und die nicht in seinen 
Wirkungsbereich fallenden Ersuchen um Amts- oder Rechtshilfe oder Auskünfte 
an die zuständigen Gerichte oder Verwaltungsbehörden weiterzuleiten. 

§ 25. (1) Soweit nicht die Verordnung über digitale Dienste anzuwenden ist, 
hat die Bundesministerin für Justiz als Verbindungsstelle mit den zuständigen 
Stellen anderer Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission 
zusammenzuarbeiten. Sie hat den an sie gelangten Auskunftsbegehren anderer 
Mitgliedstaaten und der Kommission zu entsprechen und die nicht in ihren 
Wirkungsbereich fallenden Ersuchen um Amts- oder Rechtshilfe oder Auskünfte 
an die zuständigen Gerichte oder Verwaltungsbehörden weiterzuleiten. 

(2) (2) Die Bundesministerin für Justiz hat im Internet Informationen über 
  1. die vertraglichen Rechte und Pflichten der Nutzer sowie über die bei 

Streitfällen verfügbaren Beschwerde- und Rechtsschutzverfahren 
einschließlich der praktischen Aspekte dieser Verfahren und 

  2. die Anschriften von Behörden, Körperschaften öffentlichen Rechts und 
anderer Stellen, bei denen die Nutzer oder Diensteanbieter weitere 
Informationen oder praktische Unterstützung erhalten können, 

Der Bundesminister für Justiz hat die Anschriften der ihm bekannt gegebenen zu veröffentlichen. 
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Verbindungsstellen anderer Mitgliedstaaten im Internet zu veröffentlichen. 

8. Abschnitt 8. Abschnitt 

Strafbestimmungen Strafbestimmungen 

 
Zuständigkeit 

 
§ 26a. (1) Für die Führung von Verwaltungsstrafverfahren, bei denen der 

Diensteanbieter im Inland niedergelassen ist, ist die Bezirksverwaltungsbehörde 
am Sitz der Niederlassung des Unternehmens zuständig. Stellt der Verstoß nach 
§ 26 Abs. 1 Z 1 oder Z 2 gleichzeitig auch einen Verstoß gegen die Verordnung 
über digitale Dienste dar, so ist die Kommunikationsbehörde Austria 
ausschließlich zuständig. 

 
(2) Richtet sich der Verdacht einer Verwaltungsübertretung gegen einen 

Diensteanbieter, dessen Hauptniederlassung sich in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum befindet, so ist dieser Verdacht, wenn die 
Übertretung gleichzeitig auch einen Verstoß gegen die Verordnung über digitale 
Dienste darstellt, der Kommunikationsbehörde Austria mitzuteilen. 

9. Abschnitt 9. Abschnitt 

Vollzugs- und Schlussbestimmungen Vollzugs- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 28. (1) bis (4) ... § 28. (1) bis (4) ... 
 

(5) Die Bezeichnungen des 5. und des 7. Abschnitts sowie §§ 13 bis 16, § 25 
und § 26a in der Fassung des DSA-Begleitgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2023, treten 
mit Ablauf des 16. Februar 2024 in Kraft. §§ 17 bis 19 und § 24 samt 
Überschriften treten mit Ablauf des 16. Februar 2024 außer Kraft. § 14, § 15 und 
§ 26a in der Fassung des DSA-Begleitgesetzes sind auf Verfahren anzuwenden, 
die nach dem 16. Februar 2024 anhängig gemacht wurden. Auf Verfahren nach 
§ 18 Abs. 4a in der Fassung vor dem DSA-Begleitgesetz, die vor diesem Zeitpunkt 
anhängig gemacht wurden, ist diese Bestimmung weiterhin anzuwenden. § 16 in 
der Fassung des DSA-Begleitgesetzes ist auf Fälle anzuwenden, in denen die 
verletzende Handlung nach dem 16. Februar 2024 gesetzt wurde. 
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Hinweise auf Notifikation und Umsetzung Hinweise auf Notifikation und Umsetzung 

§ 31. (1) ... § 31. (1) ... 

(2) Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie 2000/31/EG über 
bestimmte Aspekte des elektronischen Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt 
(Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr), ABl. Nr. L 178 vom 
17. Juli 2000, S 1, umgesetzt. 

(2) Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie 2000/31/EG über 
bestimmte Aspekte des elektronischen Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt 
(Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr), ABl. Nr. L 178 vom 
17. Juli 2000, S 1, umgesetzt. 

 
(3) Die Änderung dieses Bundesgesetzes durch das DSA-Begleitgesetz, 

BGBl. I Nr. xx/2023, dient der Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2065 
über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 
2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste), ABl. Nr. L 277 vom 27.10.2022, S. 1, 
und wurde der Europäischen Kommission notifiziert (Notifikationsnummer xx). 

Artikel 4 

Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs 

Unterlassungs- und Beseitigungsanspruch Unterlassungs- und Beseitigungsanspruch 

§ 20. (1) und (2) ... § 20. (1) und (2) ... 

(3) Bedient sich derjenige, der eine Verletzung eines Persönlichkeitsrechts 
begangen hat oder von dem eine solche Verletzung droht, hiezu der Dienste eines 
Vermittlers, so kann auch dieser auf Unterlassung und Beseitigung geklagt 
werden. Liegen beim Vermittler die Voraussetzungen für einen Ausschluss der 
Verantwortlichkeit nach dem E-Commerce-Gesetz vor, kann er jedoch erst nach 
Abmahnung geklagt werden. Diensteanbieter nach § 13 E-Commerce-Gesetz 
gelten nicht als Vermittler im Sinne dieser Bestimmung. 

(3) Bedient sich derjenige, der eine Verletzung eines Persönlichkeitsrechts 
begangen hat oder von dem eine solche Verletzung droht, hiezu der Dienste eines 
Vermittlers, so kann auch dieser auf Unterlassung und Beseitigung geklagt 
werden. Anbieter von Vermittlungsdiensten nach Art. 4 der Verordnung (EU) 
2022/2065 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der 
Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste), ABl. Nr. L 277 vom 
27.10.2022, S. 1, gelten nicht als Vermittler im Sinne dieser Bestimmung. Liegen 
beim Vermittler die Voraussetzungen für einen Ausschluss der 
Verantwortlichkeit nach den Art. 5 und 6 der Verordnung (EU) 2022/2065 vor, 
kann er erst nach Abmahnung geklagt werden. 

§ 1490. (1) Klagen über Ehrenbeleidigungen, die lediglich in 
Beschimpfungen durch Worte, Schriften oder Geberden bestehen, können nach 
Verlauf eines Jahres nicht mehr erhoben werden. Besteht aber die Beleidigung in 
Tätlichkeiten, so dauert das Klagerecht auf Genugtuung durch drei Jahre. 

 

(2) Auf Schadenersatzklagen wegen Gefährdung des Kredits, des Erwerbes 
oder des Fortkommens eines andern durch Verbreitung unwahrer Tatsachen sind 
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die Vorschriften des § 1489 anzuwenden. 

§ 1503. (1) – (22) … § 1503. (1) – (22) … 
 

(23) § 20 Abs. 3 in der Fassung des DSA-Begleitgesetzes, BGBl. I 
Nr. xxx/2023, tritt mit 17. Februar 2024 in Kraft. § 1490 tritt mit 17. Februar 
2024 außer Kraft. Die anzuwendenden Bestimmungen in der Fassung des DSA-
Begleitgesetzes wirken nicht auf Ansprüche zurück, die mit Ablauf des 
16. Februar 2024 unter Anwendung des § 1490 in der bis dahin geltenden 
Fassung bereits verjährt sind. 

Artikel 5 

Änderung des Urheberrechtsgesetzes 

III. Hauptstück. III. Hauptstück. 

Rechtsdurchsetzung Rechtsdurchsetzung 

I. Abschnitt. I. Abschnitt. 

Zivilrechtliche Vorschriften. Zivilrechtliche Vorschriften. 

Unterlassungsanspruch. Unterlassungsanspruch. 

§ 81. (1) ... § 81. (1) ... 

(1a) Bedient sich derjenige, der eine solche Verletzung begangen hat oder 
von dem eine solche Verletzung droht, hiezu der Dienste eines Vermittlers, so 
kann auch dieser auf Unterlassung nach Abs. 1 geklagt werden. Wenn, bei diesem 
die Voraussetzungen für einen Ausschluss der Verantwortlichkeit nach den §§ 13 
bis 17 ECG vorliegen, kann er jedoch erst nach Abmahnung geklagt werden. 

(1a) Bedient sich derjenige, der eine solche Verletzung begangen hat oder 
von dem eine solche Verletzung droht, hiezu der Dienste eines Vermittlers, so 
kann auch dieser auf Unterlassung nach Abs. 1 geklagt werden. Wenn bei diesem 
die Voraussetzungen für einen Ausschluss der Verantwortlichkeit nach den Art. 4 
bis 6 der Verordnung (EU) 2022/2065 über einen Binnenmarkt für digitale 
Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale 
Dienste), ABl. Nr. L 277 vom 27.10.2022, S. 1, vorliegen, kann er jedoch erst 
nach Abmahnung geklagt werden. 

§ 116. (1) – (18) … § 116. (1) – (18) … 
 

(19) § 81 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2023 
tritt mit 17. Februar 2024 in Kraft. 
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Artikel 6 

Änderung des Gerichtsgebührengesetzes 

Tarif Tarif 

I. Zivilprozesse I. Zivilprozesse 

  

Tarifp
ost 

Gegenstand 
Maßstab für die 
Gebührenbemess
ung 

Höhe der 
Gebühren 

12 F. Sonstige Geschäfte des 
außerstreitigen Verfahrens 

 
 

 Pauschalgebühren für folgende 
Verfahren: 

 
 

 
a), b) … 

  

 
c) 1. Verfahren über einen 

Auskunftsanspruch nach 
§ 18 Abs. 4a ECG, 

 

87 Euro 
  

2. - 7. … 
  

 
d) - j) … 

  
 

Tarifp
ost 

Gegenstand 
Maßstab für die 
Gebührenbemess
ung 

Höhe der 
Gebühren 

12 F. Sonstige Geschäfte des 
außerstreitigen Verfahrens 

 
 

 Pauschalgebühren für folgende 
Verfahren: 

 
 

 
a), b) … 

  

 
c) 1. Verfahren über einen 

Auskunftsanspruch nach 
§ 14 ECG, 

 

87 Euro 
  

2. - 7. … 
  

 
d) - j) … 

  
 

ARTIKEL VI ARTIKEL VI 

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen 

 1. - 79. …  1. - 79. … 
  81. Tarifpost 12 lit. c Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2023 tritt mit 17. Februar 2024 in Kraft. § 31a ist auf Tarifpost 12 
lit. c Z 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass Ausgangsgrundlage für die 
Neufestsetzung die für Dezember 2020 veröffentlichte endgültige 
Indexzahl des von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarten 
Verbraucherpreisindex ist, wobei die Z 75 anzuwenden ist. 
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Artikel 7 

Änderung des Mediengesetzes 

Schutz vor Bekanntgabe der Identität in besonderen Fällen Schutz vor Bekanntgabe der Identität in besonderen Fällen 

§ 7a. (1) … § 7a. (1) … 

(1a) Werden in einem Medium der Name oder das Bild einer Person 
veröffentlicht, die 

(1a) Werden in einem Medium der Name oder das Bild einer Person 
veröffentlicht, die 

 1. Angehöriger (§ 72 StGB) einer in Abs. 1 Z 1 oder 2 genannten Person, 
nicht aber schon selbst Opfer nach § 65 Z 1 lit. b StPO ist oder 

 1. Angehöriger (§ 72 StGB) einer in Abs. 1 Z 1 oder 2 genannten Person 
ist, die nicht schon selbst Opfer im Sinne des § 65 Z 1 lit. b StPO ist, oder 

 

 2. …  2. … 

Nachträgliche Fortsetzung des Verfahrens Nachträgliche Fortsetzung des Verfahrens 

§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) … 

(3) Im Urteil nach Abs. 2 sind dem Antragsteller ferner die Zahlung eines 
angemessenen Einschaltungsentgelts für diese Urteilsveröffentlichung und für die 
auf Grund des früheren Urteils erfolgte Veröffentlichung sowie der Rückersatz 
der Verfahrenskosten an den Antragsgegner aufzuerlegen. Über die Höhe dieser 
Kosten ist auf Antrag mit Beschluß zu entscheiden, wobei eine Leistungsfrist von 
vierzehn Tagen festzusetzen ist. In Härtefällen kann das Gericht das 
Einschaltungsentgelt nach billigem Ermessen mäßigen und eine längere, ein Jahr 
nicht übersteigende Leistungsfrist festsetzen. Der Beschluß ist ein Exekutionstitel 
im Sinn des § 1 EO. 

(3) Im Urteil nach Abs. 2 sind dem Antragsteller ferner der Ersatz der 
Kosten dieser Urteilsveröffentlichung und der auf Grund des früheren Urteils 
erfolgten Veröffentlichung sowie der Rückersatz der Verfahrenskosten an den 
Antragsgegner aufzuerlegen. Über die Höhe dieser Kosten ist auf Antrag mit 
Beschluß zu entscheiden, wobei eine Leistungsfrist von vierzehn Tagen 
festzusetzen ist. In Härtefällen kann das Gericht eine längere, ein Jahr nicht 
übersteigende Leistungsfrist festsetzen. Der Beschluß ist ein Exekutionstitel im 
Sinn des § 1 EO. 

Gerichtliche Anordnung der Veröffentlichung Gerichtliche Anordnung der Veröffentlichung 

§ 17. (1) bis (4) … § 17. (1) bis (4) … 

(5) Ferner hat das Berufungsgericht den Antragsteller zur Zahlung eines 
Einschaltungsentgelts für die zu Unrecht erwirkte Veröffentlichung der 
Gegendarstellung oder der nachträglichen Mitteilung und für die 
Veröffentlichung des Berufungsurteils zu verurteilen. Über die Höhe dieser 
Kosten ist auf Antrag mit Beschluß zu entscheiden, wobei eine Leistungsfrist von 
vierzehn Tagen festzusetzen ist. In Härtefällen kann das Gericht das 
Einschaltungsentgelt nach billigem Ermessen mäßigen und eine längere, ein Jahr 
nicht übersteigende Leistungsfrist festsetzen. Der Beschluß ist ein Exekutionstitel 

(5) Ferner hat das Berufungsgericht den Antragsteller zum Ersatz der Kosten 
der zu Unrecht erwirkten Veröffentlichung der Gegendarstellung oder der 
nachträglichen Mitteilung und der Veröffentlichung des Berufungsurteils zu 
verurteilen. Über die Höhe dieser Kosten ist auf Antrag mit Beschluß zu 
entscheiden, wobei eine Leistungsfrist von vierzehn Tagen festzusetzen ist. In 
Härtefällen kann das Gericht eine längere, ein Jahr nicht übersteigende 
Leistungsfrist festsetzen. Der Beschluß ist ein Exekutionstitel im Sinn des § 1 
EO. 
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im Sinn des § 1 EO. 

Durchsetzung der Einziehung, der Beschlagnahme und der 
Urteilsveröffentlichung bei Websites gegen Diensteanbieter 

Durchsetzung der Einziehung, der Beschlagnahme und der 
Urteilsveröffentlichung bei Websites gegen Diensteanbieter 

§ 36b. Hat der Medieninhaber seinen Sitz im Ausland oder kann der 
Medieninhaber aus anderen Gründen nicht belangt werden, so hat das Gericht auf 
Antrag des Anklägers oder des Antragstellers im selbstständigen Verfahren dem 
Hostingdiensteanbieter (§ 16 E-Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) 
die Löschung der betreffenden Stellen der Website (Einziehung oder 
Beschlagnahme – §§ 33, 33a, 36) oder die Veröffentlichung der Teile des Urteils 
(§ 34) aufzutragen. 

§ 36b. Hat der Medieninhaber seinen Sitz im Ausland oder kann der 
Medieninhaber aus anderen Gründen nicht belangt werden, so hat das Gericht auf 
Antrag des Anklägers oder des Antragstellers im selbstständigen Verfahren dem 
Hostingdiensteanbieter (Art. 6 der Verordnung (EU) 2022/2065 über einen 
Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG 
(Gesetz über digitale Dienste), ABl. Nr. L 277 vom 27.10.2022, S. 1) die 
Löschung der betreffenden Stellen der Website (Einziehung oder Beschlagnahme 
– §§ 33, 33a, 36) oder die Veröffentlichung der Teile des Urteils (§ 34) 
aufzutragen. 

Entschädigung für ungerechtfertigte Beschlagnahme Entschädigung für ungerechtfertigte Beschlagnahme 

§ 38a. (1) Wird die Beschlagnahme vom Gericht aufgehoben, ohne dass ein 
Schuldspruch ergeht oder auf Einziehung im selbstständigen Verfahren erkannt 
wird, so hat der Medieninhaber gegen den Privatankläger oder Antragsteller 
Anspruch auf Ersatz der durch die Beschlagnahme und das Verbreitungsverbot 
entstandenen vermögensrechtlichen Nachteile. Liegt der Beendigung des 
Verfahrens eine vertragliche Einigung zu Grunde, so haftet der Privatankläger 
oder Antragsteller nur insoweit, als dies vertraglich vereinbart wurde. 

§ 38a. (1) Wird die Beschlagnahme vom Gericht aufgehoben, ohne dass ein 
Schuldspruch ergeht oder auf Einziehung im selbstständigen Verfahren erkannt 
wird, so hat der Medieninhaber gegen den Privatankläger oder Antragsteller 
Anspruch auf Ersatz der durch die Beschlagnahme und das Verbreitungs- und 
Veröffentlichungsverbot entstandenen vermögensrechtlichen Nachteile. Liegt der 
Beendigung des Verfahrens eine vertragliche Einigung zu Grunde, so haftet der 
Privatankläger oder Antragsteller nur insoweit, als dies vertraglich vereinbart 
wurde. 

(2) … (2) … 

Inkrafttretensbestimmungen zu Novellen ab der Novelle BGBl. I Nr. 75/2000 Inkrafttretensbestimmungen zu Novellen ab der Novelle BGBl. I Nr. 75/2000 

§ 55. (1) bis (12) … § 55. (1) bis (12) … 
 

(13) § 36b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2023 tritt mit 
17. Februar 2024 in Kraft; § 7a Abs. 1a Z 1, § 16 Abs. 3, § 17 Abs. 5 und § 38a 
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr xx/2023 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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Artikel 8 

Änderung der Strafprozeßordnung 1975 

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 

§ 76a Auskunft über Stamm- und Zugangsdaten 
 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung, Lokalisierung einer technischen 

Einrichtung, Anlassdatenspeicherung und Überwachung von 
Nachrichten, verschlüsselter Nachrichten und von Personen 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Stamm- und 
Zugangsdaten, Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung, 

Lokalisierung einer technischen Einrichtung, 
Anlassdatenspeicherung und Überwachung von Nachrichten, 

verschlüsselter Nachrichten und von Personen 

§ 135 Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung, Lokalisierung einer technischen Einrichtung, 

Anlassdatenspeicherung und Überwachung von Nachrichten 

§ 135 Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Stamm- und Zugangsdaten, 
Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung, Lokalisierung einer 
technischen Einrichtung, Anlassdatenspeicherung und Überwachung von 

Nachrichten 

§ 71. (1) Strafbare Handlungen, deren Begehung nur auf Verlangen des 
Opfers zu verfolgen sind, bezeichnet das Gesetz. Zur Ausforschung des 
Beschuldigten einer Straftat wegen übler Nachrede (§ 111 StGB), Vorwurf einer 
schon abgetanen gerichtlich strafbaren Handlung (§ 113 StGB) oder Beleidigung 
(§ 115 StGB), die im Wege einer Telekommunikation oder unter Verwendung 
eines Computersystems begangen wurden, kann das Opfer bei Gericht (§ 31 
Abs. 1 Z 6) einen Antrag auf Anordnungen nach § 76a oder § 135 Abs. 2 Z 2 
stellen, der den Erfordernissen eines Beweisantrags (§ 55) zu entsprechen hat. 
Das Opfer hat die Berechtigung zur Antragstellung, soweit sie nicht 
offensichtlich ist, in der Begründung darzulegen. Das Gericht hat über die 
Anordnung der beantragten Ermittlungsmaßnahmen nach den dafür 
maßgeblichen Bestimmungen zu entscheiden. § 104 Abs. 1 letzter Satz und § 210 
Abs. 3 zweiter Satz gelten sinngemäß. 

§ 71. (1) Strafbare Handlungen, deren Begehung nur auf Verlangen des 
Opfers zu verfolgen sind, bezeichnet das Gesetz. Zur Ausforschung des 
Beschuldigten einer Straftat wegen übler Nachrede (§ 111 StGB), Vorwurf einer 
schon abgetanen gerichtlich strafbaren Handlung (§ 113 StGB) oder Beleidigung 
(§ 115 StGB), die im Wege einer Telekommunikation oder unter Verwendung 
eines Computersystems begangen wurden, kann das Opfer bei Gericht (§ 31 
Abs. 1 Z 6) einen Antrag auf Anordnungen nach § 135 Abs. 1a oder Abs. 2 Z 2 
stellen, der den Erfordernissen eines Beweisantrags (§ 55) zu entsprechen hat. 
Das Opfer hat die Berechtigung zur Antragstellung, soweit sie nicht 
offensichtlich ist, in der Begründung darzulegen. Das Gericht hat über die 
Anordnung der beantragten Ermittlungsmaßnahmen nach den dafür 
maßgeblichen Bestimmungen zu entscheiden. § 104 Abs. 1 letzter Satz und § 210 
Abs. 3 zweiter Satz gelten sinngemäß. 

(2) Im Falle seiner Ausforschung hat das Gericht dem Beschuldigten den (2) Im Falle seiner Ausforschung hat das Gericht dem Beschuldigten den 
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Beschluss nach Abs. 1 unverzüglich zuzustellen und ihn über sein Recht, 
Beschwerde (§ 87) zu erheben, zu informieren. Sobald der Beschluss gegenüber 
dem Beschuldigten rechtskräftig geworden ist, hat das Gericht die ermittelten 
Daten nach § 76a oder das in Schriftform übertragene Ergebnis (§ 134 Z 5) dem 
Opfer mitzuteilen. Andernfalls ist das Opfer zu informieren, dass die 
Ausforschung des Beschuldigten nicht möglich war oder die Mitteilung der Daten 
nicht zulässig ist. 

Beschluss nach Abs. 1 unverzüglich zuzustellen und ihn über sein Recht, 
Beschwerde (§ 87) zu erheben, zu informieren. Sobald der Beschluss gegenüber 
dem Beschuldigten rechtskräftig geworden ist, hat das Gericht das in Schriftform 
übertragene Ergebnis (§ 134 Z 5) dem Opfer mitzuteilen. Andernfalls ist das 
Opfer zu informieren, dass die Ausforschung des Beschuldigten nicht möglich 
war oder die Mitteilung der Daten nicht zulässig ist. 

Auskunft über Stamm- und Zugangsdaten 
 

§ 76a. (1) Anbieter von Kommunikationsdiensten und sonstige 
Diensteanbieter (§ 3 Z 2 ECG) sind auf Ersuchen von kriminalpolizeilichen 
Behörden, Staatsanwaltschaften und Gerichten, die sich auf die Aufklärung des 
konkreten Verdachts einer Straftat einer bestimmten Person beziehen, zur 
Auskunft über Stammdaten eines Nutzers (§ 181 Abs. 9 
Telekommunikationsgesetz – TKG 2021, BGBl. I Nr. 190/2021) oder Nutzers 
eines sonstigen Dienstes (§ 3 Z 4 ECG) verpflichtet. 

 

(2) Gleiches gilt auf Anordnung der Staatsanwaltschaft (§ 102) für die 
Auskunft über folgende in § 167 Abs. 5 Z 2 TKG 2021 erwähnte Daten des 
Inhabers der betroffenen technischen Einrichtung: 

 

 1. Name, Anschrift und Teilnehmerkennung des Nutzers, dem eine 
öffentliche IP- Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe der 
zugrunde liegenden Zeitzone zugewiesen war, es sei denn, dass diese 
Zuordnung eine größere Zahl von Teilnehmern erfassen würde; 

 

 2. die bei Verwendung von E-Mail Diensten dem Nutzer zugewiesene 
Nutzerkennung; 

 

 3. Name und Anschrift des Nutzers, dem eine E-Mail-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, und 

 

 4. die E-Mail-Adresse und die öffentliche IP-Adresse des Absenders einer 
E-Mail. 

 

Die Bestimmungen der §§ 138 Abs. 5 und 139 gelten für diese Anordnung 
sinngemäß. 
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5. Abschnitt 
Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 

Nachrichtenübermittlung, Lokalisierung einer technischen 
Einrichtung, Anlassdatenspeicherung und Überwachung von 
Nachrichten, verschlüsselter Nachrichten und von Personen 

5. Abschnitt 
Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Stamm- und 

Zugangsdaten, Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung, 
Lokalisierung einer technischen Einrichtung, 

Anlassdatenspeicherung und Überwachung von Nachrichten, 
verschlüsselter Nachrichten und von Personen 

Definitionen Definitionen 

§ 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist § 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 

 1. ...  1. ... 
  „1a. „Auskunft über Stammdaten“ die Erteilung einer Auskunft über 

Stammdaten (§ 160 Abs. 3 Z 5 Telekommunikationsgesetz – TKG 2021, 
BGBl. I Nr. 190/2021) eines Nutzers (§ 4 Z 13 TKG 2021 oder § 3 Z 4 E-
Commerce–Gesetz – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001); 

  1b. „Auskunft über Zugangsdaten“ die Auskunft über folgende 
Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021) des Inhabers der betroffenen 
technischen Einrichtung: 

  a. Name, Anschrift und Teilnehmerkennung des Nutzers, dem eine 
öffentliche IP-Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe 
der zugrunde liegenden Zeitzone zugewiesen war, es sei denn, dass 
diese Zuordnung eine größere Zahl von Teilnehmern erfassen würde; 

  b. die bei Verwendung von E-Mail Diensten dem Nutzer zugewiesene 
Nutzerkennung; 

  c. Name und Anschrift des Nutzers, dem eine E-Mail-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, und 

  d. die E-Mail-Adresse und die öffentliche IP-Adresse des Absenders 
einer E-Mail, 

 2. „Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“ die Erteilung 
einer Auskunft über Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 TKG 2021), 
Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021), die nicht einer Anordnung 
gemäß § 76a Abs. 2 unterliegen, und Standortdaten (§ 160 Abs. 3 Z 9 
TKG 2021) eines Telekommunikationsdienstes oder eines Dienstes der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes), 

 2. „Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“ die Erteilung 
einer Auskunft über Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 TKG 2021), 
Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021), die nicht einer Anordnung 
gemäß § 135 Abs. 1a zweiter Fall unterliegen, und Standortdaten (§ 160 
Abs. 3 Z 9 TKG 2021) eines Telekommunikationsdienstes oder eines 
Dienstes der Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des 
Notifikationsgesetzes), 
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 2a. „Lokalisierung einer technischen Einrichtung“ der Einsatz technischer 
Mittel zur Feststellung von geographischen Standorten und der zur 
internationalen Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) ohne 
Mitwirkung eines Anbieters (§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2021) oder sonstigen 
Diensteanbieters (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 des E – Commerce –
 Gesetzes – ECG), 

 2a. „Lokalisierung einer technischen Einrichtung“ der Einsatz technischer 
Mittel zur Feststellung von geographischen Standorten und der zur 
internationalen Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) ohne 
Mitwirkung eines Anbieters (Z 6), 

 2b. bis 4. ...  2b. bis 4. ... 

 5. „Ergebnis“ (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft, 
Lokalisierung oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die 
Daten einer Nachrichtenübermittlung (Z 2), die festgestellten 
geographischen Standorte und zur internationalen Kennung des 
Benutzers dienenden Nummern (IMSI) (Z 2a), die gesendeten, 
übermittelten oder empfangenen Nachrichten und Informationen (Z 3) 
und die Bild- oder Tonaufnahme einer Überwachung (Z 4). 

 5. „Ergebnis“ (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft, 
Lokalisierung oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die 
festgestellten Stammdaten (Z 1a), die festgestellten Zugangsdaten (Z 1b), 
die Daten einer Nachrichtenübermittlung (Z 2), die festgestellten 
geographischen Standorte und zur internationalen Kennung des 
Benutzers dienenden Nummern (IMSI) (Z 2a), die gesendeten, 
übermittelten oder empfangenen Nachrichten und Informationen (Z 3) 
und die Bild- oder Tonaufnahme einer Überwachung (Z 4). 

  6. „Anbieter“ ein Anbieter (§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2021), ein 
Diensteanbieter (§ 3 Z 2 ECG sowie ein Vermittlungsdiensteanbieter (§ 3 
Z 3a ECG). 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung, Lokalisierung einer technischen 

Einrichtung, Anlassdatenspeicherung und Überwachung von 
Nachrichten 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Stamm- und 
Zugangsdaten, Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung, 

Lokalisierung einer technischen Einrichtung, 
Anlassdatenspeicherung und Überwachung von Nachrichten 

§ 135. (1) ... § 135. (1) ... 
 

(1a) Auskunft über Stammdaten und Auskunft über Zugangsdaten sind 
zulässig, wenn sie zur Aufklärung eines konkreten Verdachts einer Straftat 
erforderlich erscheinen. 

(2) und (2a) ... (2) und (2a) ... 

(2b) Anlassdatenspeicherung ist zulässig, wenn dies aufgrund eines 
Anfangsverdachts (§ 1 Abs. 3) zur Sicherung einer Anordnung nach Abs. 2 Z 2 
bis 4 oder einer Anordnung nach § 76a Abs. 2 erforderlich erscheint. 

(2b) Anlassdatenspeicherung ist zulässig, wenn dies aufgrund eines 
Anfangsverdachts (§ 1 Abs. 3) zur Sicherung einer Anordnung nach Abs. 1a 
zweiter Fall oder nach Abs. 2 Z 2 bis 4 erforderlich erscheint. 

(3) ... (3) ... 
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Gemeinsame Bestimmungen Gemeinsame Bestimmungen 

§ 137. (1) Eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 1 kann die 
Kriminalpolizei von sich aus durchführen. Eine Anlassdatenspeicherung nach 
§ 135 Abs. 2b ist von der Staatsanwaltschaft anzuordnen (§ 102). Die übrigen 
Ermittlungsmaßnahmen nach den §§ 135 bis 136 sind von der Staatsanwaltschaft 
auf Grund einer gerichtlichen Bewilligung anzuordnen, wobei das Eindringen in 
Räume nach § 135a Abs. 3 oder § 136 Abs. 2 jeweils im Einzelnen einer 
gerichtlichen Bewilligung bedarf. 

§ 137. (1) Eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 1 kann die 
Kriminalpolizei von sich aus durchführen. Eine Auskunft über Stammdaten nach 
§ 135 Abs. 1a erster Fall ist auf Ersuchen von Kriminalpolizei, 
Staatsanwaltschaft oder Gericht zu erteilen. Eine Auskunft über Zugangsdaten 
nach § 135 Abs. 1a zweiter Fall sowie eine Anlassdatenspeicherung nach § 135 
Abs. 2b ist von der Staatsanwaltschaft anzuordnen (§ 102). Die übrigen 
Ermittlungsmaßnahmen nach den §§ 135 bis 136 sind von der Staatsanwaltschaft 
auf Grund einer gerichtlichen Bewilligung anzuordnen, wobei das Eindringen in 
Räume nach § 135a Abs. 3 oder § 136 Abs. 2 jeweils im Einzelnen einer 
gerichtlichen Bewilligung bedarf. 

(3) Eine Anlassdatenspeicherung nach § 135 Abs. 2b darf nur für jenen 
Zeitraum angeordnet werden, der zur Erreichung ihres Zwecks voraussichtlich 
erforderlich ist, längstens jedoch für zwölf Monate; eine neuerliche Anordnung 
ist nicht zulässig. Sonstige Ermittlungsmaßnahmen nach §§ 135 bis 136 dürfen 
nur für einen solchen künftigen, in den Fällen des § 135 Abs. 2 auch vergangenen, 
Zeitraum angeordnet werden, der zur Erreichung ihres Zwecks voraussichtlich 
erforderlich ist. Eine neuerliche Anordnung ist jeweils zulässig, soweit auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die weitere Durchführung der 
Ermittlungsmaßnahme Erfolg haben werde. Im Übrigen ist die 
Ermittlungsmaßnahme zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. 

(3) Eine Anlassdatenspeicherung nach § 135 Abs. 2b darf nur für jenen 
Zeitraum angeordnet werden, der zur Erreichung ihres Zwecks voraussichtlich 
erforderlich ist, längstens jedoch für zwölf Monate; eine neuerliche Anordnung 
ist nicht zulässig. Sonstige Ermittlungsmaßnahmen nach §§ 135 bis 136 dürfen 
nur für einen solchen künftigen, in den Fällen des § 135 Abs. 1a zweiter Fall und 
Abs. 2 auch vergangenen, Zeitraum angeordnet werden, der zur Erreichung ihres 
Zwecks voraussichtlich erforderlich ist. Eine neuerliche Anordnung ist jeweils 
zulässig, soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die 
weitere Durchführung der Ermittlungsmaßnahme Erfolg haben werde. Im 
Übrigen ist die Ermittlungsmaßnahme zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen 
wegfallen. 

§ 138. (1) Anordnung und gerichtliche Bewilligung einer Beschlagnahme 
von Briefen nach § 135 Abs. 1 haben die Bezeichnung des Verfahrens, den 
Namen des Beschuldigten, die Tat, deren der Beschuldigte verdächtig ist, und 
ihre gesetzliche Bezeichnung sowie die Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass die 
Anordnung oder Genehmigung zur Aufklärung der Tat erforderlich und 
verhältnismäßig ist, anzuführen und über die Rechte des von der Anordnung oder 
Bewilligung Betroffenen zu informieren; Anordnung nach § 135 Abs. 2b und 
Anordnung und Bewilligung nach den § 135 Abs. 2, 2a und 3, § 135a und § 136 
haben überdies zu enthalten: 

§ 138. (1) Anordnung und gerichtliche Bewilligung einer Beschlagnahme 
von Briefen nach § 135 Abs. 1 haben die Bezeichnung des Verfahrens, den 
Namen des Beschuldigten, die Tat, deren der Beschuldigte verdächtig ist, und 
ihre gesetzliche Bezeichnung sowie die Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass die 
Anordnung oder Genehmigung zur Aufklärung der Tat erforderlich und 
verhältnismäßig ist, anzuführen und über die Rechte des von der Anordnung oder 
Bewilligung Betroffenen zu informieren; Anordnung nach § 135 Abs. 1a zweiter 
Fall und Abs. 2b und Anordnung und Bewilligung nach den § 135 Abs. 2, 2a und 
3, § 135a und § 136 haben überdies zu enthalten: 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 

(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 
Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 

(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 
Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 
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Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 160 
Abs. 3 Z 1 TKG 2021) und sonstige Diensteanbieter (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 
ECG) sind verpflichtet, unverzüglich Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu erteilen und an einer Überwachung 
von Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken; die rechtliche Zulässigkeit der 
Auskunftserteilung und Mitwirkung gründet auf der gerichtlichen Bewilligung. 
Anordnungen zur Anlassdatenspeicherung (§ 135 Abs. 2b) haben sie 
unverzüglich zu entsprechen und die von der Löschungsverpflichtung 
ausgenommenen Daten (§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021) nach Ablauf der 
angeordneten Dauer oder auf Grund einer Anordnung der Staatsanwaltschaft zu 
löschen. 

Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§134 
Z 6) sind verpflichtet, unverzüglich Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu erteilen und an einer Überwachung 
von Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken; die rechtliche Zulässigkeit der 
Auskunftserteilung und Mitwirkung gründet auf der gerichtlichen Bewilligung. 
Ersuchen zur Auskunft über Stammdaten (§ 135 Abs. 1a erster Fall) sowie 
Anordnungen zur Auskunft über Zugangsdaten (§ 135 Abs. 1a zweiter Fall) und 
zur Anlassdatenspeicherung (§ 135 Abs. 2b) haben sie unverzüglich zu 
entsprechen und im Fall der Anlassdatenspeicherung die von der 
Löschungsverpflichtung ausgenommenen Daten (§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021) 
nach Ablauf der angeordneten Dauer oder auf Grund einer Anordnung der 
Staatsanwaltschaft zu löschen. 

(3) Die Verpflichtung nach Abs. 2 und ihren Umfang sowie die allfällige 
Verpflichtung, mit der Anordnung und Bewilligung verbundene Tatsachen und 
Vorgänge gegenüber Dritten geheim zu halten, hat die Staatsanwaltschaft dem 
Betreiber, Anbieter oder sonstigen Diensteanbieter mit gesonderter Anordnung 
aufzutragen; diese Anordnung hat in den Fällen der § 135 Abs. 2 und 3 die 
entsprechende gerichtliche Bewilligung anzuführen. Die §§ 93 Abs. 2, 111 Abs. 3 
sowie die Bestimmungen über die Durchsuchung gelten sinngemäß. 

(3) Die Verpflichtung nach Abs. 2 und ihren Umfang sowie die allfällige 
Verpflichtung, mit der Anordnung und Bewilligung verbundene Tatsachen und 
Vorgänge gegenüber Dritten geheim zu halten, hat die Staatsanwaltschaft dem 
Betreiber oder Anbieter mit gesonderter Anordnung aufzutragen; diese 
Anordnung hat in den Fällen der § 135 Abs. 2 und 3 die entsprechende 
gerichtliche Bewilligung anzuführen. Die §§ 93 Abs. 2, 111 Abs. 3 sowie die 
Bestimmungen über die Durchsuchung gelten sinngemäß. 

(4) … (4) … 

(5) Nach Beendigung einer Ermittlungsmaßnahme nach § 135 Abs. 2b hat 
die Staatsanwaltschaft ihre Anordnung, in den übrigen Fällen von 
Ermittlungsmaßnahmen nach den §§ 135 bis 136 samt deren gerichtlicher 
Bewilligung, dem Beschuldigten und den von der Durchführung der 
Ermittlungsmaßnahme Betroffenen unverzüglich zuzustellen. Die Zustellung 
kann jedoch aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck dieses oder eines 
anderen Verfahrens gefährdet wäre. Wenn die Ermittlungsmaßnahme später 
begonnen oder früher beendet wurde als zu den in Abs. 1 Z 4 genannten 
Zeitpunkten, ist auch der Zeitraum der tatsächlichen Durchführung mitzuteilen. 

(5) Nach Beendigung einer Ermittlungsmaßnahme nach § 135 Abs. 1a 
zweiter Fall und Abs. 2b hat die Staatsanwaltschaft ihre Anordnung, in den 
übrigen Fällen von Ermittlungsmaßnahmen nach den §§ 135 bis 136 samt deren 
gerichtlicher Bewilligung, dem Beschuldigten und den von der Durchführung der 
Ermittlungsmaßnahme Betroffenen unverzüglich zuzustellen. Die Zustellung 
kann jedoch aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck dieses oder eines 
anderen Verfahrens gefährdet wäre. Wenn die Ermittlungsmaßnahme später 
begonnen oder früher beendet wurde als zu den in Abs. 1 Z 4 genannten 
Zeitpunkten, ist auch der Zeitraum der tatsächlichen Durchführung mitzuteilen. 

Artikel 9 

Änderung des Staatsanwaltschaftsgesetzes 

§ 5. (1) bis (4) ... § 5. (1) bis (4) ... 
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(5) Die Einstellung des Verfahrens wegen einer Straftat, für die das 
Landesgericht als Geschworenen- oder Schöffengericht im Hauptverfahren 
zuständig wäre, und die Behandlung darauf gerichteter Anträge (§ 108 StPO) 
oder eines Antrags auf Fortführung des Verfahrens wegen solcher Straftaten ist 
jedenfalls einer Revision vorzubehalten. Gleiches gilt für Anordnungen gemäß § 
76a Abs. 2 StPO sowie jene Fälle, in denen die Kostenschätzung des im 
Ermittlungsverfahren in Aussicht genommenen oder bereits bestellten (§ 25 
Abs. 1a GebAG) Sachverständigen einen Betrag von 10 000 Euro übersteigt. 

(5) Die Einstellung des Verfahrens wegen einer Straftat, für die das 
Landesgericht als Geschworenen- oder Schöffengericht im Hauptverfahren 
zuständig wäre, und die Behandlung darauf gerichteter Anträge (§ 108 StPO) 
oder eines Antrags auf Fortführung des Verfahrens wegen solcher Straftaten ist 
jedenfalls einer Revision vorzubehalten. Gleiches gilt für jene Fälle, in denen die 
Kostenschätzung des im Ermittlungsverfahren in Aussicht genommenen oder 
bereits bestellten (§ 25 Abs. 1a GebAG) Sachverständigen einen Betrag von 
10 000 Euro übersteigt. 

Artikel 10 

Änderung des EU-JZG 

Rückgriff auf eine andere Ermittlungsmaßnahme Rückgriff auf eine andere Ermittlungsmaßnahme 

§ 55b. (1) und (2) … § 55b. (1) und (2) … 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. Auskunft über Stamm- und Zugangsdaten nach § 76a StPO.  5. Auskunft über Stamm- und Zugangsdaten nach § 135 Abs. 1a StPO. 

(3) … (3) … 
 

Ersuchen an Private 
 

§ 58. Ein Ersuchen um Übermittlung von Stammdaten (§ 134 Z 1a, § 135 
Abs. 1a erster Fall StPO), von Zugangsdaten (§ 134 Z 1b, § 135 Abs. 1a zweiter 
Fall StPO), um Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung (§ 134 Z 2, 
§ 135 Abs. 2 StPO) sowie um Sicherstellung (§ 110 StPO) kann unmittelbar an 
einen Anbieter (§ 134 Z 6 StPO) in einem anderen Mitgliedstaat übermittelt 
werden, wenn 

  1. die begehrten Informationen zur Verhinderung, Untersuchung, 
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder zur Strafvollstreckung 
unbedingt erforderlich sind, und 

  2. die Übermittlung an die zuständige Behörde wirkungslos oder 
ungeeignet wäre. 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zu Novellen Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zu Novellen 

§ 140. (1) bis (19) … § 140. (1) bis (19) … 
 

(20) Der Eintrag zu § 58 im Inhaltsverzeichnis, § 55b Abs. 2 Z 5 und § 58 in 
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der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x treten mit 17. Februar 
2024 in Kraft. 

Artikel 11 

Änderung des Auslieferungs- und Rechtshilfegesetzes 

Ersuchen an Private Ersuchen an Private 

§ 71a. (1) Ersuchen um Übermittlung von Stammdaten (§ 76a Abs. 1 StPO) 
können unmittelbar an den zuständigen Anbieter von Kommunikationsdiensten im 
ersuchten Staat übermittelt werden, wenn 

§ 71a. (1) Abweichend von § 71 ARHG kann im Einzelfall ein Ersuchen um 
Übermittlung von Stammdaten (§ 134 Z 1a, § 135 Abs. 1a erster Fall StPO), von 
Zugangsdaten (§ 134 Z 1b, § 135 Abs. 1a zweiter Fall StPO), um Auskunft über 
Daten einer Nachrichtenübermittlung (§ 134 Z 2, § 135 Abs. 2 StPO) sowie um 
Sicherstellung (§ 110 StPO) unmittelbar an einen Anbieter (§ 134 Z 6 StPO) in 
einem anderen Staat übermittelt werden, wenn 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zu Novellen ab dem Jahr 2018 Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zu Novellen ab dem Jahr 2018 

§ 78. (1) bis (4) … § 78. (1) bis (4) … 
 

(5) § 71a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x 
tritt mit 17. Februar 2024 in Kraft. 

Artikel 12 

Änderung des Telekommunikationsgesetzes 2021 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 

Offenes Internet und Netzsicherheit Offenes Internet und Netzsicherheit 

Offenes Internet Offenes Internet 

§ 47. (1) … § 47. (1) … 

(2) Sofern durch eine Maßnahme nach Abs. 1 elektronische Audiomedien 
und elektronische audiovisuelle Medien im Sinne des § 1 Abs. 1 KommAustria-
Gesetz (KOG), BGBl. I Nr. 32/2001, einschließlich Rundfunk im Sinne des BVG-

(2) Sofern durch eine Maßnahme nach Abs. 1 Zuständigkeiten der 
KommAustria, wie insbesondere jene nach § 199 Abs. 4a, betroffen sind, ist das 
Einvernehmen mit der KommAustria herzustellen. 
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Rundfunk, Zusatzdienste im Sinne von § 2 Z 44 Audiovisuelle Mediendienste-
Gesetz (AMD-G), BGBl. I. Nr. 84/2001, Video-Sharing-Plattform-Anbieter im 
Sinne des § 2 Z 37a AMD-G, oder Kommunikationsplattformen im Sinne des § 2 
Z 4 des Kommunikationsplattformen-Gesetzes (KoPl-G), BGBl. I Nr. 151/2020, 
BGBl. I Nr. 151/2020, betroffen sind, ist das Einvernehmen mit der 
KommAustria herzustellen. 

(3) … (3) … 

14. Abschnitt 14. Abschnitt 

Kommunikationsgeheimnis, Datenschutz Kommunikationsgeheimnis, Datenschutz 

Verkehrsdaten Verkehrsdaten 

§ 167. (1) bis (4) … § 167. (1) bis (4) … 

(5) Eine Verarbeitung von Verkehrsdaten zu Auskunftszwecken ist zulässig 
zur Auskunft über 

(5) Eine Verarbeitung von Verkehrsdaten zu Auskunftszwecken ist zulässig 
zur Auskunft über 

 1. …  1. … 

 2. Zugangsdaten an Gerichte und Staatsanwaltschaften nach Maßgabe des 
§ 76a Abs. 2 StPO. 

 2. Zugangsdaten an Gerichte und Staatsanwaltschaften nach Maßgabe des 
§ 135 Abs. 1a zweiter Fall StPO; 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 

15. Abschnitt 15. Abschnitt 

Aufsichtsrechte und Transparenz Aufsichtsrechte und Transparenz 

Informationspflichten Informationspflichten 

§ 181. (1) bis (8) … § 181. (1) bis (8) … 

(9) Anbieter sind auf schriftliches Verlangen der zuständigen Gerichte, 
Staatsanwaltschaften oder der Kriminalpolizei (§ 76a Abs. 1 StPO) verpflichtet, 
diesen zur Aufklärung und Verfolgung des konkreten Verdachts einer Straftat 
Auskunft über Stammdaten (§ 160 Abs. 3 Z 5) von Nutzern zu geben. Dies gilt 
sinngemäß für Verlangen der Sicherheitsbehörden, Finanzstrafbehörden und 
militärischen Nachrichtendienste nach Maßgabe des § 53 Abs. 3a Z 1 SPG, des 
§ 99 Abs. 3a FinStrG, des § 11 Abs. 1 Z 5 Staatsschutz- und Nachrichtendienst-
Gesetz – SNG, BGBl. I Nr. 5/2016 und des § 22 Abs. 2a MBG. In dringenden 
Fällen können aber solche Ersuchen vorläufig mündlich übermittelt werden. 

(9) Anbieter sind auf schriftliches Verlangen der zuständigen Gerichte, 
Staatsanwaltschaften oder der Kriminalpolizei (§ 135 Abs. 1a erster Fall StPO) 
verpflichtet, diesen zur Aufklärung und Verfolgung des konkreten Verdachts 
einer Straftat Auskunft über Stammdaten (§ 160 Abs. 3 Z 5) von Nutzern zu 
geben. Dies gilt sinngemäß für Verlangen der Sicherheitsbehörden, 
Finanzstrafbehörden und militärischen Nachrichtendienste nach Maßgabe des 
§ 53 Abs. 3a Z 1 SPG, des § 99 Abs. 3a FinStrG, des § 11 Abs. 1 Z 5 
Staatsschutz- und Nachrichtendienst-Gesetz – SNG, BGBl. I Nr. 5/2016 und des 
§ 22 Abs. 2a MBG. In dringenden Fällen können aber solche Ersuchen vorläufig 
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mündlich übermittelt werden. 

(10) bis (12) … (10) bis (12) … 

17. Abschnitt 17. Abschnitt 

Behörden und Verfahrensbestimmungen Behörden und Verfahrensbestimmungen 

Zuständigkeit der KommAustria Zuständigkeit der KommAustria 

§ 199. (1) Soweit sich § 199. (1) Soweit sich 

 1. ein verfahrenseinleitender Antrag oder eine Regulierungsmaßnahme auf 
die Nutzung eines Kommunikationsnetzes oder einer zugehörigen 
Einrichtung oder die Inanspruchnahme eines Kommunikationsdienstes 
zur Verbreitung von 

 1. ein verfahrenseinleitender Antrag oder eine Regulierungsmaßnahme auf 
die Nutzung eines Kommunikationsnetzes oder einer zugehörigen 
Einrichtung oder die Inanspruchnahme eines Kommunikationsdienstes 
zur Verbreitung von 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

 d) Kommunikationsplattformen im Sinne des § 2 Z 4 des 
Kommunikationsplattformen-Gesetzes (KoPl-G) oder 

 

 2. ...  2. ... 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Bezieht sich ein verfahrenseinleitender Antrag oder eine 
Regulierungsmaßnahme auf die Nutzung eines Kommunikationsnetzes oder einer 
zugehörigen Einrichtung, auf die Inanspruchnahme eines 
Kommunikationsdienstes oder auf einen Markt 

(4) Bezieht sich ein verfahrenseinleitender Antrag oder eine 
Regulierungsmaßnahme auf die Nutzung eines Kommunikationsnetzes oder einer 
zugehörigen Einrichtung, auf die Inanspruchnahme eines 
Kommunikationsdienstes oder auf einen Markt 

 1. sowohl für die Verbreitung von  1. sowohl für die Verbreitung von 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) Video-Sharing-Plattformen im Sinne des § 2 Z 37b AMD-G oder  c) Video-Sharing-Plattformen im Sinne des § 2 Z 37b AMD-G als auch 

 d) Kommunikationsplattformen im Sinne des § 2 Z 4 KoPl-G, als auch  

 2. ...  2. ... 

 (4a) Die KommAustria ist zur Wahrnehmung der Befugnisse und Aufgaben 
nach der Verordnung (EU) Nr. 2022/2065 über einen Binnenmarkt für digitale 
Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale 
Dienste), ABl. Nr. L 277 vom 27. Oktober 2022 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 310 vom 1. Dezember 2022 S. 17, sowie dem 
Koordinator-für-digitale-Dienste-Gesetz, BGBl. I Nr. xxx/2023, zuständig. 
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(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

18. Abschnitt 18. Abschnitt 

Übergangs- und Schlussbestimmungen Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 217. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem auf den Tag der Kundmachung 
folgenden Monatsersten in Kraft. 

§ 217. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem auf den Tag der Kundmachung 
folgenden Monatsersten in Kraft. 

 (2) § 47 Abs. 2, § 167 Abs. 5 Z 2, § 181 Abs. 9, § 199 Abs. 4 Z 1 lit. c sowie 
§ 199 Abs. 4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten mit 
17. Februar 2024 in Kraft; gleichzeitig tritt § 199 Abs. 1 Z 1 lit. d und Abs. 4 Z 1 
lit. d außer Kraft. 
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